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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. Mai 1954 

6 — 73105 — 494/54 VI 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Aufhebung von 
Gesetzen auf dem Gebiet der Fischerei 
in der Ostsee 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 121. Sitzung am 9. April 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf die aus der Anlage 2 ersichtlichen Änderungen vorzu- 
schlagen. 

Die Bundesregierung hat den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
aus den aus der Anlage 3 ersichtlichen Gründen zugestimmt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hesjer, Bad Godesberg. Rheinaliee 20, 
Telefon 3551 



Anlage ! 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Aufhebung von Gesetzen auf dem Gebiet der Fischerei 

in der Ostsee 


Der Bundestag hat da5 folgende Gesetz 
beschlossen: 

' § 1 

Die nachfolgenden Gesetze werden auf- 
gehoben: 

1. Gesetz über das zwischen Deutschland, 
Dänemark, Danzig, Polen und Schweden 
geschlossene Übereinkommen über die 
Regelung der Schollen- und Flundern- 
fisdherei in der Ostsee vom 9. August 1930 
(Rcichsgesetzbl. II S. 1191), 

2. Gesetz zum Schutze der Flundernfischerei 
in der Ostsee vom 30. April 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 354) in der Fassung des Ge- 
setzes zur Änderung der Gesetze zum 
Schutze der Nordseeschollenfischerei, der 
Flundernfischerei in der Ostsee und der 


B e g r ü 

Zu § 1 Nr. 1 

Das dem Gesetz zugrunde liegende Über- 
einkommen über die Schollen- und Flundern- 
fischerei in der Ostsee vom 17. Dezember 
1929 (RGBl. II S. 1191) sieht Mindestmaße 
für Schollen und Flundern sowie eine jähr- 
liche Schonzeit für Schollen vor und verbietet 
die Schleppnetzfischerei innerhalb der Ho- 
heitsgewässer. Das Übereinkommen ist als 
aufgehoben zu betrachten. Danzig ist als Ver- 
tragspartner entfallen. Polen und die Verwal- 
tung der sow^jeti sehen Besatzungszonc halten 


Sprottenfischerei in der Ostsee vom 
17. Juni 1936 (Reichsgesctzbl. I S. 492), 

3. Gesetz zum Schutze der Sprottenfischerei 
in der Ostsee vom 14. August 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 773) in der Fassung des Ge- 
setzes zur Änderung der Gesetze zum 
Scluitze der Nordseeschollenfischerei, der 
Flundernfischerei in der Ostsee und der 
Sprottenfischerei in der Ostsee vom 17. Juni 
1936 (Reichsgesctzbl. I S. 492). 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

§ 3 

Dieses Geset^. tritt am Tage nadi seiner 
Verkündung in Kraft. 


düng 

sich nicht mehr an das Übereinkommen. 
Dänemark fühlt sich infolge der veränderten 
politischen Struktur im Ostseeraum gleichfalls 
nicht mehr an das Abkommen gebunden und 
hat für den Plattfisch anderweitige Bestim- 
mungen erlassen. Der dänischen Botschaft ist 
durch das Auswärtige Amt mitgeteilt wor- 
den, daß die Bundesrepublik nicht beabsich- 
tige, das Übereinkommen vom 17. Dezember 
1929 wieder in Kraft treten zu lassen. Die 
Bundesregierung hat Schweden gegenüber das 
Abkommen zum 31. Dezember 1952 gekün- 
digt. 



Da das dem Gesetz vom 9. August 1930 zu- 
grunde liegende Übereinkommen .nicht mehr 
besteht, muß das Gesetz aufgehoben werden. 

Zu § 1 Nr. 2 

Das Gesetz schreibt eine jährliche Schonzeit 
für Flundern für die Zeit vom 1. Februar bis 
31. Mai vor. Die Schonmaßnahmen für Flun- 
dern haben den Niedergang der Erträge 
nicht verhindern können. Die anderen Anlie- 
gerstaaten der Ostsee erkennen eine Schonzeit 
nicht mehr an. Für die deutschen Ostseefischer 
würde es eine erhebliche wirtschaftliche Be- 
nachteiligung bedeuten, wenn die Schonzeit 
allein in der Bundesrepublik nodi aufrecht- 
erhalten würde. Das Gesetz ist deshalb aufzu- 
heben. 

Zu § 1 Nr, 3 

Durch dieses Gesetz ist eine jährliche Schon- 
zeit für Sprotten für die Zeit vom 15. Mai 
bis 15. August festgesetzt worden. Dem Ge- 


setz lagen überwiegend wirtschaftliche Erwä- 
gungen zugrunde. Die zur Laichzeit minder- 
wertige Ware sollte vom Markt ferngehalten 
werden. Fieute hat die Fischindustrie ein 
großes Interesse an der Verarbeitung von 
Ostseesprotten, die in der bisherigen Schon- 
zeit gefangen werden. Aus biologischen 
Gründen bestehen keine Bedenken, wenn die 
Schonzeit für Sprotten ganz aufgehoben wird; 
notfalls könnte sie auf Grund landesrecht- 
licher Vorschriften, z. B. auf Grund des preu- 
ßischen Fischereigesetzes vom 11. Mai 1916 
(GS 55), für einige Wochen im Monat Juli 
neu festgesetzt werden. 

Das Gesetz soll deshalb aufgehoben werden. 

Zu § 2 

Die Bestimmung enthält die Berlin-Klausel. 
Zu § 3 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des 
Gesetzes. 


Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 9. April 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 18. März 1954 — 6 — ^73105 — 
494/54 II — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 12 F Sitzung am 9. April 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Aufhebung von 
Gesetzen auf dem Gebiet der Fischerei 
in der Ostsee 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wen düngen. 


Dr. h. c. Zinn 



Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu § 1 

In § 1 wird nach Nr. 2 folgende Nr. 2 a 
eingefügt: 

„2 a. Ausführungsanweisung zum Gesetz 
zum Schutze der Flundernfischerei in 
der Ostsee vom 30. April 1934 vom 
28. Januar 1938 (RAnz. Nr. 40)/‘. 

Begründung 

Die Ausführungsanweisung ist nach Auf- 
hebung des Gesetzes zum Schutze der 
Flundernfischerei in der Ostsee gegenstands- 
los geworden, da sie lediglich erlassen 
wurde, um eine Umgehung der gesetzlichen 
Vorschriften bei Anlandungen außerhalb 
der Ostsee-Küstengewässer zu verhindern. 

2. Zu § 2 

§ 2 erhält folgende Fassung: 


»§2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin." 

Begründung 

Die im Gesetzentwurf enthaltene Berlin- 
Klausel wird ausschließlich bei Zustim- 
mungsgesetzen zu internationalen Verträ- 
gen (Art. 59 Abs. 2 GG) verwandt. 

Im vorliegenden Falle handelt es sich jedoch 
um ein Gesetz mit überwiegend inner- 
staatlichem Charakter. 

Es empfiehlt sich daher, hierin die übliche 
Berlin-Klausel mit Bezugnahme auf das 
Dritte Überleitungsgesetz aufzunehmen. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates wie folgt 
Stellung; 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
wird zugestimmt. 

l.Zu Nr. 1 

Es wurde bisher zwar die Auffassung ver- 
treten, daß eine ausdrückliche Aufhebung 
der Ausführungsanweisung nicht notwen- 


dig sei, da die Ausführungsanweisung mit 
der Aufhebung des Gesetzes zum Schutze 
der Flundernfischerei in der Ostsee gegen- 
standslos geworden sei. Zur Vermeidung 
von Zweifeln wird jedoch zugestimmt, daß 
die Ausführungsanweisung gleichfalls aus- 
drücklich aufgehoben wird. 

2. Zu Nr. 2 

Es handelt sich um die übliche Berlin- 
Klausel. 
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